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Anschlag auf jüdischen Gebetsraum in Pinneberg 

Nazis drohten: Ihr werdet keine Ruhe mehr haben 


Ende Juni ist von Unbekannten in Pin¬ 
neberg ein Anschlag auf die jüdische 
Gemeinde verübt worden. Ein Pfla¬ 
sterstein durchschlug die Fensterschei¬ 
be des Gebetsraums. Zugleich gab es 
Drohanrufe beim Vorsitzenden der 
Gemeinde, Wolfgang Seibert: „Das 
kann jetzt öfter passieren. Ihr habt kei¬ 
ne Ruhe mehr. Sieg heil.“ Solche An¬ 
rufe seien keine Seltenheit, sagte Sei¬ 
bert, er sei schon öfter von anonymen 
Anrufern belästigt worden, die ihn als 
„Drecksjuden“ beschimpften und ihm 
drohten: „Wir kriegen dich noch.“ Für 
den Vorsitzenden der seit fünf Jahren 
bestehenden Gemeinde steht fest: 
„Das waren Nazis.“ 

Aus Protest gegen den Anschlag or¬ 
ganisierte die „Deutsch-Israelische Ju¬ 
gend“ Hamburgs am 28. Juni eine 
spontane Protestdemonstration durch 
Pinneberg, an der rund 200 Antifaschi¬ 
sten teilnahmen. Auf einer Kundge¬ 
bung vor der Drostei sprachen neben 
Wolfgang Seibert von der Jüdischen 
Gemeinde der Propst des evangelisch¬ 
lutherischen Kirchenkreises Pinne¬ 
berg, Thomas Drope, ein Vertreter der 
Antifa-Jugend und Marianne Wilke, 


stellvertretende Landesvorsitzende 
der VVN-BdA in Schleswig-Holstein. 
Mit ihrer Anwesenheit bekundeten 
Pinnebergs Kreispräsident Burghard 
Tiemann und Bürgervorsteherin Nata- 
lina Boenigk sowie die Pastoren der 
Christuskirche und der Lutherkirche 
ihre Solidarität mit den bedrohten 
Menschen jüdischen Glaubens. 

Marianne Wilke betonte in ihrer An¬ 
sprache: „Wenn ein Nazi gedroht hat, 
die Menschen jüdischen Glaubens 
würden keine Ruhe mehr finden, so 
halten wir dagegen: wir werden nicht 
aufhören, gegen Naziterror auf die 
Straße zu gehen und uns schützend vor 
die bedrohten Menschen zu stellen. Es 
kann nicht angehen, dass Juden erneut 
zu Verfolgten werden wie in der Nazi¬ 
zeit. Denn, was Faschismus bedeutet, 
wissen wir Älteren nicht aus Filmen 
oder Büchern, wir haben ihn erlebt 
und darum nehmen wir an Demonstra¬ 
tionen und Kundgebungen gegen NPD 
und andere Neofaschisten teil. “ Mari¬ 
anne Wilke wurde in der Nazizeit als 
„Halbjüdin“ in Hamburg verfolgt. 

Die Jüdische Gemeinde Pinneberg 
besteht erst seit fünf Jahren. Ihr 


gehören vor allem Menschen aus Län¬ 
dern der früheren Sowjetunion an. Am 
fünften Geburtstag der Gemeinde 
kündigte Wolfgang Seibert an, in Pin¬ 
neberg eine Synagoge bauen zu wol¬ 
len. Jüdisches Leben gab es im Kreis 
Pinneberg bis zur Reichspogromnacht 
am 9. November 1938 nur in Elms¬ 
horn. 

Letzte Meldung 

Jetzt auch Angriff auf jüdischen 
Friedhof in Elmshorn 

Zum zweiten Mal innerhalb weniger 
Wochen ist im Kreis Pinneberg ein 
weiterer Anschlag auf eine jüdische 
Einrichtung verübt worden. Unbe¬ 
kannte, vermutlich Neonazis, haben 
die Pforte des jüdischen Friedhofs in 
Elmshorn demoliert. Mit „brachialer 
Gewalt“, so Wolfgang Seibert von der 
Jüdischen Gemeinde in Pinneberg, sei 
versucht worden, durch die massive 
Holztür in das Innere des Geländes zu 
kommen. Die Tür sei demoliert wor¬ 
den, habe aber standgehalten. 

Der Vorsitzende der Jüdischen Ge¬ 
meinde geht davon aus, dass es sich um 
eine Tat mit antisemitischem Hinter¬ 
grund handelt. Seibert hatte im Zu¬ 
sammenhang mit dem Anschlag auf 
den Gebetsraum der Gemeinde in Pin¬ 
neberg anonyme Drohanrufe bekom¬ 
men. Der letzte Anrufer forderte das 
Verbot der Jüdischen Gemeinden in 
Deutschland. Hetzerische Briefe mit 
antisemitischem Inhalt erhielt auch 
der Landesverband der Jüdischen Ge¬ 
meinden in Schleswig-Holstein. 

Die Landeskriminalpolizei in Itze¬ 
hoe bestätigte die Aufnahme von Er¬ 
mittlungen. Ihr Leiter, Dieter Böckel, 
vermied aber den Begriff „antisemi¬ 
tisch“ und sprach von einem „frem¬ 
denfeindlichen Hintergrund“. Kritik 
erntete er dafür von der Partei „Die 
Linke“, dessen Sprecher Klaus-Dieter 
Brügmann von einem „Skandal im 
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Zwei NPD- 
Abgeordnete 
sind zwei zuviel 

Wir sind noch einmal davongekom¬ 
men. Die NPD hat bei den Gemeinde- 
und Kreistagswahlen in Schleswig-Hol¬ 
stein ihr Ziel nicht erreicht. Obwohl sie 
nach eigenen Angaben fast 200.000 
Wahlzeitungen und 150.000 Flugblät¬ 
ter an die Haushalte verteilte, sind nur 
zwei der 102 aufgebotenen Kandidaten 
in Kiel und Kreis Herzogtum Lauen¬ 
burg eingezogen. In Kiel schaffte es die 
NPD , die in der Stadt auf 1,7 Prozent 
kam, nur durch ein Überhangmandat, 
in Lauenburg reichten 1,4 Prozent der 
Stimmen aus. Dass es nicht mehr wur¬ 
den, ist den Aktivitäten der antifaschi¬ 
stischen Bündnisse und der Auf¬ 
klärungsarbeit von Gewerkschaften zu 
verdanken und nicht zuletzt auch der 
NoNPD-Kampagne der VVN-Bund 
der Antifaschisten, die von 175.000 
Demokratinnen und Demokraten mit 
Namen und Hausnummer unterstützt 
wurde und in der Forderung nach ei¬ 
nem Verbot der neofaschistischen Par¬ 
tei mündete. 

Lassen wir uns nicht von den Ver- 
harmlosern neofaschistischer Gefah¬ 
ren einlullen: Diese beiden NPD-Ab¬ 
geordneten sind zwei zuviel. Wären wir 
den Ratschlägen der so genannten 
Volksparteien gefolgt, auf die Provoka¬ 
tionen und Demonstrationen der Neo¬ 
nazis nicht zu reagieren, sie durch 
Schweigen zu ignorieren, die Wahler¬ 
gebnisse hätten anders ausgesehen. 

Um ein Haar wäre die NPD auch in 
Ostholstein und im Kreis Nordfries¬ 
land in die Kreistage gekommen. In 
Ostholstein fehlten nur 100 Stimmen 
am Mandat, in Nordfriesland waren es 
300 Stimmen. Nur 400 Stimmen mehr 
und die politischen Bewertungen des 
schleswig-holsteinischen Wahlergeb¬ 
nisses in den Medien hätten anders 
ausgesehen und das Selbstbewusstsein 
der Nazis ebenfalls. 

Richtig haben Antifaschisten in Kiel 

Fortsetzung „Letzte Meldung“ 

Skandal“ sprach. Mit dem Unwort 
„Fremdenfeindlichkeit“ grenze der 
Leiter des Landeskriminalamtes die 
Mitbürger jüdischen Glaubens als 
„Fremde“ aus. 

Die Kriminalpolizei Itzehoe ermit¬ 
telt zugleich wegen versuchten Ein- 


und im Kreis Lauenburg reagiert, als 
sie sofort nach Bekanntgabe des Wahl¬ 
ergebnisses mit Protestdemonstratio¬ 
nen auf den Einzug der NPD reagier¬ 
ten. Leider schränkte die Stadt Kiel 
mit diskriminierenden Einschränkun¬ 
gen die Teilnahme einer kritischen Öf¬ 
fentlichkeit an den Sitzungen des Lan¬ 
desparlaments ein. Offensichtlich ste¬ 
hen als Antifaschisten in Erscheinung 
getretene Personen auf schwarzen Li¬ 
sten des Verfassungsschutzamtes und 
wurden deshalb am Betreten des Sit¬ 
zungssaales gehindert. Freie Plätze 
nahmen Polizeibeamte ein, eine 
äußerst fragwürdige Praxis. Wie lange 
will die Stadt Kiel ihre undemokrati¬ 
sche Maßnahme durchhalten ? Soll 
politisch missliebigen Personen dauer¬ 
haft das Recht verwehrt werden, als 
Zuhörerinnen und Zuhörer an den Sit¬ 
zungen des Stadtparlaments teilzuneh¬ 
men ? Freuen können sich darüber nur 
die Nazis, die umso ungestörter die 
Tribüne des Parlaments nutzen, um ih¬ 
re braune Ideologie unter das Volk zu 
bringen, das Gedenken an die Opfer 
des NS-Regimes zu verweigern und 
weiter ausländerfeindliche Parolen zu 
verkünden. Wer wissen will, wie der 
Alltag in den Parlamenten aussieht, 
braucht sich nur im benachbarten Bun¬ 
desland Mecklenburg/Vorpommern 
umzusehen und umzuhören. Minister¬ 
präsident Harald Ringsstorff (SPD) 
brachte seine Erfahrungen auf den 
Nenner: „Die NPD ist keine rechtsex¬ 
tremistische Partei wie andere:“ Er 
verwies zum Beispiel auf eine Aussage 
des NPD-Fraktionsvorsitzenden im 
Schweriner Landtag, Udo Pastors, der 
offen sagte, dass seine Partei die de¬ 
mokratische Ordnung unterwühlen 
wolle. Ringstorff warnte, dass die NPD 
systematisch Kaderaufbau betreibe. 
Sie wende sich gezielt an junge Men¬ 
schen, sogar bereits an Kinder in Kin¬ 
dergärten. „Um die Verfassungswid¬ 
rigkeit dieser Partei festzustellen, sind 
keine Informanten nötig“, betonte er. 

Es ist höchste Zeit, die Schonung der 
Nazis zu beenden und die Behinde¬ 
rung und Diskriminierung des antifa¬ 
schistischen Widerstandes aufzugeben. 

Günther Wilke 


bruchs. Der Landesverband der Jüdi¬ 
schen Gemeinden hält ein solches Mo¬ 
tiv für äußerst unwahrscheinlich, denn 
im Inneren des Friedhofsgeländes ge¬ 
be es keine Wertsachen. 

Bei Redaktionsschluss des „Antifa¬ 
schistischen Rundbriefs“ waren noch 
keine Bekennerschreiben oder ent- 


Erfolgreiche Demo gegen 
Festival-Verbot 
Jugend feierte in Barm¬ 
stedt Rock gegen rechts 

Wie man erfolgreich für sein demokra¬ 
tisches Recht kämpfen kann, hat die 
Jugend in Barmstedt (Kreis Pinne¬ 
berg) bewiesen. Weil die Ordnungs¬ 
behörde der Stadt ihr Himmelfahrtsfe¬ 
stival „Rock gegen rechts“ am Rant- 
zauer See aus fadenscheinigen Grün¬ 
den verbot, zogen Jugendliche mit ei¬ 
nem Riesentransparent zum Rathaus, 
als dort der Hauptausschuss tagte. In 
Anwesenheit der Presse entrollten sie 
hinter Bürgermeister Hammermann 
und seine Abgeordneten ihr Transpa¬ 
rent, auf dem die Aufhebung des Ver¬ 
bots gefordert wurde. Beifall gab es 
nur zunächst nur von der BALL 
(Barmstedter Linke Liste) 
Fadenscheiniger Grund des Verbots: 
Für das Himmelfahrts-Festival werde 
mit dem Antifa - Symbol eines durch¬ 
gestrichenen Hakenkreuzes geworben. 
Dies könnte Rechtsradikale anlocken. 

Die Barmstedter Jugend war 
empört, und auch die lokale Zeitung 
zeigte Unverständnis. Immer mehr 
Einwohner schlossen sich dieser Be¬ 
wertung an, immerhin hatten schon im 
Jahre 2007 mehr als 500 Jugendliche 
mit „Rock gegen rechts“ ausgelassen 
gefeiert. 

Das wollten sie wiederholen. Mitten 
in die erfolgreich verlaufenen Vorbe¬ 
reitungen erfolgte das Verbot. 

Der aufgewirbelte Staub brachte 
Barmstedts Stadtobere waren in Er¬ 
klärungsnot. Am Ende mussten sie so¬ 
gar nachgeben. Das Verbot wurde auf¬ 
gehoben. Bürgermeister Hammer¬ 
mann entschuldigte sich. Die Jugend 
feierte, wenn auch wegen des Verbots 
mit weniger Bands und weniger Teil¬ 
nehmern. Aber mit eindeutiger Aussa¬ 
ge der Veranstalter: „Für uns ist es 
selbstverständlich, gegen Faschismus 
zu sein.“ Zu den ersten Gratulanten 
gehörte Günther Wilke, Kreisvorsit¬ 
zender der WN-BdA, der vor mehr 
als 200 Jugendlichen den Veranstaltern 
zum großartigen Erfolg gratulierte. 


sprechende Anrufe eingegangen. 

Die erneute Attacke gegen jüdische 
Einrichtungen hat nach Aussage von 
Wölfgang Seibert die Mitglieder der 
Gemeinde stark schockiert. Erfreut 
dagegen wurden Solidaritätsschreiben 
von Einzelpersonen und Organisatio¬ 
nen zur Kenntnis genommen. 
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Berlin, Berlin, wir fahren nach Berlin...! 

Eindrücke vom 3. Bundeskongress der WN-BdA 


9 Delegierte, von den Kreisvereinigun¬ 
gen der WN-BdA gewählt, machten 
sich am 23. Mai 2008 auf den Weg nach 
Berlin. Ziel war nicht das Olympiasta¬ 
dion, um das Fußball-Pokal-Endspiel 
zu sehen, sondern die Zentrale der Ge¬ 
werkschaft „Verdi“ in Berlin-Kreuz- 
berg. Hier sollte am 24. und 25. Mai 
der 3. Bundeskongress der „Vereini¬ 
gung der Verfolgten des 
Naziregimes/Bund der An¬ 
tifaschisten“ stattfinden. 

Unter dem Motto „Ge¬ 
meinsam gegen Grund¬ 
rechteabbau, Faschismus 
und Krieg“ trafen sich 160 
Delegierte aus den 16 Bun¬ 
desländern, die rund 7.500 
Mitglieder der ältesten und 
größten Verfolgten- und 
Antifa-Organisation ver¬ 
traten. 

Die Rahmenbedingun¬ 
gen waren optimal: Schön¬ 
stes Sommerwetter, viele 
freundliche und kompe¬ 
tente Helfer/innen der 
gastgebenden Berliner VVN und eine 
gute Verpflegung! 

Am Beginn des Kongresses standen 
die traditionellen Grußworte. 

Hier ragte insbesondere der Beitrag 
von Romani Rose, Vorsitzender des 
Zentralrates der deutschen Roma und 
Sinti heraus. Rose bedankte sich für 
die langjährige Unterstützung seiner 
Organisation durch die VVN/BdA und 
stellte die gemeinsame antifaschisti¬ 
sche Tradition der beiden Verbände in 
den Mittelpunkt seiner Ausführungen. 

Die Arbeitsphase des ersten Tages 
begann mit der Diskussion der Erfah¬ 
rungen aus der erfolgreich geführten 
Kampagne „nonpd - NPD -Verbot 
jetzt“. Während im Hintergrund Dias 
vieler Aktionen aus allen 16 Bundes¬ 
ländern zu sehen waren, zeigten die 
Delegierten ihre Freude über die mehr 
als 175.000 Unterschriften, mit denen 
der Forderung nach dem NPD-Verbot 
Nachdruck verliehen werden sollte. 
Große Empörung löste die Haltung 
des Bundestagspräsidiums aus, wel¬ 
ches die Annahme der Unterschriften 
verweigerte. Hier werden wir aber kei¬ 
ne Ruhe geben. 

Nach der Rechenschaftslegung und 
anschließender Diskussion wurden der 
Sprecherrat und sein Vorstand ein¬ 
mütig entlastet. Dass ein solcher Kon¬ 
gress neben bisweilen ermüdender po¬ 
litischer Arbeit auch unterhaltende 


Bestandteile hat, zeigte sich am 
Abend, wo die Delegierten aus den 16 
Bundesländern auch ihre Qualitäten 
beim gemeinsamen Feiern bewiesen. 

Im Mittelpunkt der Diskussion des 2. 
Tages stand die Antragsdiskussion. 35 
Anträge, die sich mit den künftigen 
Aufgaben der WN-BdA auseinander¬ 
setzten, waren zu erledigen. Ein aus¬ 


sichtsloses Unterfangen, wie sich 
schnell herausstellte. Der Leitantrag 
versuchte die Frage „Was bedeutet An¬ 
tifaschismus heute?“ zu beantworten. 
Erste Grundsätze für eine Fortführung 
unserer Kampagne gegen den Neofa¬ 
schismus wurden beschlossen. Der 
Bundesausschuss - höchstes Organ der 
VVN zwischen den Kongressen - wur¬ 
de beauftragt, die Fortsetzung der er¬ 
folgreichen „NoNPD-Kampagne“ mit 
der ergänzenden Losung „Kein 
Fußbreit den Faschisten“ vorzuberei¬ 
ten. „Für eine antifaschistische Erinne¬ 
rungskultur - Gegen Geschichtsklitte¬ 
rung“ so lautete die Überschrift eines 
Antrages, mit dem u.a. jede Gleichset¬ 
zung von DDR und NS-Regime ent¬ 
schieden zurückgewiesen wurde. Alle 
verabschiedeten Anträge sind im In¬ 


ternet nachzulesen unter www.wn- 
bda.de . 

Neben der Antragsdiskussion rück¬ 
ten am 2. Tag die Wahlen in den Mit¬ 
telpunkt. Ein neuer Sprecherrat wurde 
gewählt. Als gleichberechtigte Bundes¬ 
vorsitzende erhielten Professor Hein¬ 
rich Fink aus Berlin (Wiederwahl) und 
Conny Kerth aus Hamburg das Ver¬ 
trauen der Delegierten. Un¬ 
ter langem stürmischem Bei¬ 
fall wurden Esther Bejerano 
(Hamburg) und Hans Lau¬ 
ter (Leipzig) zu unseren Eh¬ 
renvorsitzenden gewählt. 

Conny beendete den Kon¬ 
gress mit dem Aufruf, neue 
Mitstreiterinnen und Mit¬ 
streiter für unsere WN- 
BdA zu gewinnen und zu¬ 
gleich in breiten Bündnissen 
weiterhin erfolgreich zu wir¬ 
ken. 

Etwas erschöpft, aber 
nicht unzufrieden traten wir 
9 Delegierte aus Schleswig- 
Holstein die Rückfahrt in 
den Norden an. Ein solcher Kongress 
ist immer ein Erlebnis, zeigt er doch 
auch die Kraft und die Stärke, die in 
unserer Organisation steckt, wenn wir 
unsere Kräfte bündeln. 

Etwas zu kurz kam aus unserer Sicht 
die Diskussion der Frage, wie es weiter 
gehen soll mit der Kampagne NoNPD. 
Die Notwendigkeit der Weiterführung 
unserer Aktivitäten wird auch durch 
die jüngsten Wahlergebnisse bei den 
Kommunalwahlen in unserem Land, 
aber auch in Sachsen deutlich. In je¬ 
dem Fall gab uns unser Bundeskon¬ 
gress den nötigen Mut und die Ent¬ 
schlossenheit dazu. Berlin - so zeigte 
sich - ist eben doch eine Reise wert, 
auch wenn es nicht zum Fußball-Poka¬ 
lendspiel geht. 

Hartmut Biichsel 


Die Herbstaktionen der Friedensbewegung 

Dem Frieden eine Chance - 
Truppen raus aus Afghanistan 

„Wir wollen Frieden für Afghanistan. Dafür rufen wir in den nächsten Wo¬ 
chen und Monaten zu vielfältigen örtlichen und regionalen Aktionen auf. Zu 
Demonstrationen, Mahnwachen, Veranstaltungen, Gesprächen mit Abge¬ 
ordneten, Flugblattaktionen und Zeitungsanzeigen". (Afghanistankongress 
der Friedensbewegung 8.6. in Hannover). 

Für den 20. September rufen wir zur bundesweiten 
Demonstration nach Berlin und Stuttgart auf. 
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WN-BdA-Bundeskongress 

AG „Militarismus und 
Demokratieabbau" 

Diejenigen, die Krieg als ein Mittel zur 
Durchsetzung politischer Interessen 
sehen, sind nie darum verlegen, Be¬ 
gründungen für Kriege zu finden, und 
sie schrecken vor keiner Maßnahme 
zurück, dies auch in der Bevölkerung 
durchzusetzen. 

Soziale Konflikte im Innern, die im 
Zusammenhang mit der zunehmenden 
Militarisierung stehen, werden billi¬ 
gend in Kauf genommen, demokrati¬ 
sche Grundrechte - wie z.B. Versamm¬ 
lungsfreiheit, Meinungsfreiheit usw. 
werden zumindest zeitweise außer 
Kraft gesetzt und zur Durchsetzung 
auch die Bundeswehr im Innern einge¬ 
setzt. (s. Heiligendamm) 

Die Verfassung, das Grundgesetz so¬ 
wie das Völkerrecht werden übergan¬ 
gen oder zurecht gebogen. 

Deutschlands Weg zur Welt¬ 
machtrolle - Zur Erinnerung 

H. Kohl, ehern. Bundeskanzler, Jan. 
1991: „Deutschland hat mit seiner Ge¬ 
schichte abgeschlossen. Es kann sich 
künftig offen zu seiner Weltmachtrolle 
bekennen und soll diese ausweiten“, 
und der damalige Präsident Herzog hat 
13. März 1995 die „Globalisierung der 
deutschen Außenpolitik“ gefordert 
und sie verknüpft mit dem erforderli¬ 
chen Einsatz „militärischen Potentials 
der Bundeswehr“, Und weiter: Weil 
„das Scheckbuch nicht mehr ausreicht, 
sei „möglicherweise auch einmal der 
Einsatz von Leib und Leben gefor¬ 
dert“ - militärische Macht sei einzuset¬ 
zen, wenn alle anderen Mittel versagt 
haben“. 

Für weltweite militärisch abgesicher¬ 
te Weltmachtpolitik wird die Bundes¬ 
wehr in eine Interventionsarmee um¬ 
gerüstet. 

Die Weichen auf der juristischen 
Schiene wurden auch gestellt: 

So hat das Bundesverfassungsgericht 
bereits 1994 die Auslandseinsätze der 
Bundeswehr als verfassungskonform 
gebilligt - im Rahmen eines Systems 
kollektiver Sicherheit - das wäre z.B. 
die UNO. Aber die Richter entschie¬ 
den, dass auch die NATO ein solches 
sei und damit war der Weg frei für 
Bundeswehreinsätze, außerhalb des 
NATO-Gebietes im Rahmen der NA¬ 
TO Krieg zu führen, „wenn und inso¬ 
weit sie strikt auf die Friedenswahrung 
verpflichtet sind“. 

Eines Tages könnte per Richter¬ 


spruch eine Kriegskoalition zum Sy¬ 
stem kollektiver Sicherheit mutieren 

Am Angriffskrieg gegen Jugoslawien 
erkannte das Bundesverfassungsge¬ 
richt im November 2001 die friedens¬ 
wahrende Absicht bereits darin, dass 
die NATO sich „maßgeblich auf Reso¬ 
lutionen des Sicherheitsrates bei der 
Begründung der Luftschläge gestützte 
hatte“. 

Eine UNO Resolution, die den Krieg 
gegen Jugoslawien befürwortete gab es 
nicht. 

Die rot-grüne Regierung sprach aber 
auch von der „Enttabuisierung des Mi¬ 
litärischen“, und Deutschland beteilig¬ 
te sich an einem Angriffskrieg auf Ju¬ 
goslawien. Sie stellte Deutschland als 
logistische Drehscheibe für den Irak¬ 
krieg der USA zur Verfügung und be¬ 
teiligen sich an dem völkerrechtswidri¬ 
gen „Krieg gegen den Terror“ in Af¬ 
ghanistan, am Horn von Afrika usw. 

Deutschland inspirierte die NATO- 
Ostausdehnung, Deutschland strebt 
nach Hegemonie in der NATO und 
OSZE und sogar in der EU und drängt 
als Vetomacht in den Sicherheitsrat 
der UN zu kommen, um Weltpolitik 
mitzugestalten. 

Diese Machtpolitik wurde durch den 
Sog der Integration von „rot-grün“, 
mit deren Lügenpolitik, mit weitge¬ 
hender „Gleichschaltung“ der Medien, 
durchgesetzt. 

Die wichtigste politische Grund¬ 
satzentscheidung war der De-facto- 
Abschied vom Verfassungsauftrag der 
Landesverteidigung. Lt. den Verteidi¬ 
gungspolitischen Richtlinien (VPR) 
vom 21.Mai 2003 gilt als Verteidigung 
fortan, was die Sicherheit der Bundes¬ 
republik wahrt „wo immer diese ge¬ 
fährdet ist“. 

Außerdem wurde der vorbeugende 
Militäreinsatz propagiert - mit allen 
Waffen in aller Welt - also auch Atom¬ 
waffen. Hier wurde auch im Art. 80 
der Einsatz der Bundeswehr im Innern 
formuliert. Hierzu sollen die Reservi¬ 
sten eingesetzt werden - Verteidigung 
im Innern der BRD wird das genannt. 

Im Weißbuch 2006, das die Militär¬ 
politik Deutschlands beschreibt, wer¬ 
den die Weichen dauerhaft auf einen 
weltweiten Militärinterventionismus 
gestellt. 

Mittlerweile wird neben der Siche¬ 
rung der Handelswege auch die Siche¬ 
rung der Rohstoffzugänge (Bergbau¬ 
betriebe usw.) im Ausland durch die 
Bundeswehr gefordert. Das geht über 
den Rahmen der VPR hinaus und 
könnte Kriege in rohstoffreichen Län¬ 
dern wahrscheinlicher machen. 


Der Rüstungsetat beträgt immer 
noch ca. 30 Mrd. Euro nach Nato-Kri- 
terien. 

Heute beteiligt sich Deutschland an 
einem schmutzigen Krieg in Afghani¬ 
stan. Laut Regierungsberatern „eine 
kontinuierlich an Präsenz und Durch¬ 
setzungskraft gewinnende Aufstands¬ 
bewegung“. 

Ich habe das ausführlicher dargestellt, 
um die Gefährlichkeit der deutscher 
Außen und Sicherheitspolitik zu ver¬ 
deutlichen 

Auswirkungen im Innern auf die 
Demokratie 

Die parlamentarische Demokratie, die 
zurzeit in Deutschland gilt, ist nicht 
das, was wir uns unter Demokratie vor¬ 
stellen - sie ist verbesserungswürdig - 
sie muss weiter entwickelt werden. Sie 
macht vor den Betrieben und den Ka¬ 
sernen halt. Sie schließt weite Kreise 
der Bevölkerung an der politischen 
Willensbildung aus. 

Wir sind allerdings jetzt in der Situa¬ 
tion, wo wir die Freiheitsrechte, die die 
heutige Demokratie bietet, zu vertei¬ 
digen haben. Kann diese Politik ohne 
soziale Konflikte im Innern überhaupt 
langfristig durchgesetzt werden? Ich 
meine nein. Staatliche Repression wird 
zunehmen mit Hilfe von Geheim¬ 
diensten, Polizei, Bundeswehr usw. 

Die Bundesregierung regiert ohne 
Rücksicht auf die Mehrheitsmeinung 
der Bevölkerung. Z.B. lehnt die Mehr¬ 
heit der Bevölkerung Auslandseinsätze 
wie z. B. in Afghanistan ab. Das ent¬ 
spricht dem Konsens „Nie wieder Krieg 
- Nie wieder Faschismus“, der seit dem 
8. Mai 1945 in Deutschland herrscht. 

Die CDU/CSU möchte sogar einen 
„nationalen Sicherheitsrat“ installie¬ 
ren, der ohne einen Parlamentsbe¬ 
schluss Auslandseinsätze befehlen 
darf. Im Zusammenhang mit dem Be¬ 
schluss, dass die Bundeswehr Rohstof¬ 
fe im Ausland sichern soll, ein verhee¬ 
rendes Unterfangen. Die Aushebelung 
der parlamentarischen Demokratie 
wird hier vorbereitet. Das richtet sich 
nicht nur gegen auswärtige Feinde, 
sondern auch gegen die deutsche Be¬ 
völkerung im Innern. 

Das Parlament hat dem EU-Vertrag 
zugestimmt, der den Neoliberalismus 
festschreibt und eine Aufrüstungsver¬ 
pflichtung der Mitglieder beinhaltet. 
Dieser Vertrag ersetzt Teile der deut¬ 
schen Verfassung und des Grundgeset¬ 
zes. Die Bevölkerung wurde noch 
nicht einmal vernünftig informiert. 

Das Versammlungsrecht wird zur 
Disposition gestellt. Der Einsatz der 
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Protestaktion gegen 
den Einzug des 
NPD-Abgeordneten im 
lauenburgischen Kreistag! 

Am 26.Juni 08 fand die konstituieren¬ 
de Sitzung des lauenburgischen Kreis¬ 
tags in der Gelehrtenschule in Ratze¬ 
burg statt. Seit dem 25. Mai 2008 be¬ 
findet sich Kay Oelke als Abgeordne¬ 
ter der NPD im Kreistag. 

Die autonome Antifa Herzogtum 
Lauenburg hatte zu einer Protestkund¬ 
gebung um 15.00 Uhr vor der Schule 
aufgerufen und uns von der VVN-BdA 
gebeten, sie zu unterstützen. Bernd 
und ich trafen schon etwas früher dort 
ein. Der Parkplatz war mit unverhält¬ 
nismäßig vielen Polizeifahrzeugen und 
Polizist/Innen belegt . Die Kleinbusse 
der Polizei waren mit Hunden besetzt. 
Diese Situation hat mich veranlasst, 
mit dem Einsatzleiter der Polizei zu 
sprechen. Ich machte ihn darauf auf¬ 
merksam, dass der Anblick von so viel 
Polizeipräsenz provoziert. 

Er hatte den großen Einsatz damit 
begründet, dass sie nicht wissen, ob 
sich Nazis in den umliegenden Wäl¬ 
dern befinden. „Aha“ sagte ich zu ihm, 
„sie wollen uns vor den Nazis schützen, 


das ist sehr freundlich, jedoch 
wir haben noch die Antinazide¬ 
mo in Lübeck vom 29. März 
2008 im Blick, wo die Polizisten 
teilweise brutal gegen die Anti¬ 
faschistinnen vorgegangen 
sind“ . Davon wüsste er nichts, 
aber das hätten sie auch nicht 
vor und außerdem sei er Ge¬ 
werkschaftler. Er ging dann 
fort. Ein paar Minuten später 
fuhren fast alle Polizeiautos 
von dem Parkplatz weg und 
parkten außer Sichtweise hin¬ 
ter der Schule. Ich bedankte 
mich bei dem Einsatzleiter, der 
mir sagte, er hätte über meine 
Bedenken nachgedacht und sie 
als richtig empfunden und gehandelt. 
So geht es also auch. 

Kurze Zeit später trafen die Demon- 
strantlnnen ein. Wir hatten schon un¬ 
sere VVN-BdA Transparente „No. 
npd“ NPD -Verbot jetzt- an die Hecke 
gehängt. Dazu gesellte sich ein weite¬ 
res Transparent mit dem Text: KEIN 
DIALOG MIT NAZIS! Wir waren ca. 
50 Antifaschistinnen, die die Abgeord¬ 
neten empfingen mit der Aufforde¬ 
rung, keinerlei Dialog mit der NPD zu 
führen. 

Geleitet vom NPD 
Bundesvorstandsmit¬ 
glied Thomas Wulf und 
dem ehemaligen Kreis¬ 
vorsitzenden der NPD 
Heino Förster, der An¬ 
fang der 90er Jahre nach 
einem Brandanschlag 
auf ein Asylbewerber¬ 
heim zu einer mehrjähri¬ 
gen Gefängnisstrafe we¬ 


gen versuchten Mordes und schwerer 
Brandstiftung verurteilt wurde, kam 
Kay Oelke. Sie wurden von uns ge¬ 
bührend empfangen. 

Die Presse hat positiv über diese Ak¬ 
tion geschrieben und z.B. Forderungen 
nach einem Verbot der NPD gedruckt. 
Das Presseecho über unsere Aktion 
war positiv. 

Kay Oelke wurde im Kreistag nicht 
beachtet. 

Allerdings hat niemand im Kreistag 
einen Beitrag über diese drei NPDler 
abgegeben. Dabei ist es ein Skandal, 
dass bekannte Neofaschisten sich im 
Kreistag aufhalten können, ohne dass 
der Kreistagspräsident die Öffentlich¬ 
keit darüber aufklärt. 

Wie die Arbeit von Kay Oelke im 
Kreistag aussehen wird und ob eine 
Zusammenarbeit mit anderen Abge¬ 
ordneten im Laufe der Zeit stattfindet, 
wird von der WN-BdA beobachtet. 

Lore Meimberg 



Bundeswehr im Innern wird vorwärts¬ 
getrieben - Heiligendamm war der Prä¬ 
zedenzfall. Der Paragraf 129a gegen 
terroristische Aktivitäten wird auch auf 
Personen angewandt, denen keine ter¬ 
roristische Haltung und Handlung 
nachgewiesen werden kann. Hier mus¬ 
ste der Bundesgerichtshof dagegen in¬ 
tervenieren. Z.B. musste die Bundesan¬ 
waltschaft das Verfahren gegen den 
Berliner Soziologen Andrej. H. wegen 
angebl. terroristische Tätigkeit einstel¬ 
len, da sein Vergehen eben nicht unter 
den § 129a fiel. (PM 154/2007). 

Wie lange noch wird das Bundesver¬ 
fassungsgericht bzw. der Bundesge¬ 
richtshof Vorgehensweisen der Bun¬ 
desregierung zumindest im Nachhin¬ 
ein für verfassungswidrig erklären? 

„Die Kriege im Innern wie im Äuße¬ 
ren - sie gehen einher mit dem Verlust 


der Bürgerrechte, der Demokratie. 
Die Kampfmöglichkeiten der Arbei¬ 
terbewegung, der Gewerkschaften, sie 
werden rapide eingeschränkt. Wie soll 
ein Warnstreik durchgeführt werden, 
wenn das bayerische Versammlungs¬ 
recht gilt? Wie soll die freie Meinungs¬ 
äußerung möglich sein, wenn wir durch 
Onlinedurchsuchungen überwacht 
werden? Wie sollen wir noch frei leben 
können, wenn wir mit Hartz IV in ge¬ 
zwungene Arbeiten gepresst, die Ju¬ 
gend per Arbeitsagentur zur Bundes¬ 
wehr genötigt werden kann“. (Zitat 
Ulli Sander) 

Die Bevölkerung wird einen zuneh¬ 
menden Demokratieabbau nicht 
kampflos hinnehmen. 

Die weltweiten sozialen Bewegun¬ 
gen für den Frieden, für Demokratie, 
für Klimaschutz, die sich immer weiter 


vernetzen, versuchen den Widerstand 
gegen so eine Politik zu organisieren. 
Sie könnten diesen Entwicklungen, die 
ja nicht nur in Deutschland zu beob¬ 
achten sind, Einhalt gebieten. Ein 
Schritt ist der Aufruf zu Demonstratio¬ 
nen gegen den Überwachungswahn am 
11. Oktober 2008 in allen europäischen 
Hauptstädten (http//www.freiheits¬ 
angst.de). 

Wenn sogar schon Nonnen auf dem 
katholischen Kirchentag 2008 mit 
Schildern um den Hals bei einer öf¬ 
fentlichen Demonstration gegen den 
Kapitalismus demonstrieren, bleibt die 
Hoffnung, dass die Mehrheit der Be¬ 
völkerung gegen Demokratieabbau 
und gegen Militarisierung aktiv wird. 
Einfiihnmgsreferat (Kurzfassung) von 
Bernd Meimbeig, WN-BdA Lübeck/ 
Lauenburg 
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Im Kieler Rathaus 
ist kein Platz für 
die NPD! 


Nur mit Karte zur Ratssitzung - Die 
konstituierende Sitzung der neu ge¬ 
wählten Kieler Ratsversammlung be¬ 
ginnt am Donnerstag, den 12. Juni, 15 
Uhr, im Ratssaal des Rathauses. Weil 
für denselben Zeitpunkt vorm Rathaus 
eine Demonstration rechtsextremer 
Kräfte angemeldet ist, schließt die Po¬ 
lizei Auseinandersetzungen vor und im 
Rathaus nicht aus.... Aus Sicherheits¬ 
gründen werden am Donnerstag die 
meisten Türen zum Rathaus um 14 
Uhr geschlossen...“, lese ich in einer 
kleinen Mitteilung in den Kieler Nach¬ 
richten (KN) vom 07-06-2008. 

Wir, vom Runden Tisch gegen Ras¬ 
sismus und Faschismus haben für die¬ 
sen Tag eine Kundgebung angemeldet 
und beschlossen, möglichst viele Tribu¬ 
nensitze zu besetzen, um nicht den Na¬ 
zis die Plätze zu überlassen, das wurde 
uns nun erheblich erschwert. 

Die Linken, denen ein kleines Kon¬ 
tingent von Karten zur Verfügung ge¬ 
stelltwurde, reservierten einige Karten 
für den Runden Tisch. 

Und so kam ich zu der Karte mit der 
Nr.142, die mir den Zutritt über den 
Hintereingang ins Rathaus ermöglich¬ 
te. Durch ein Spalier von Polizisten und 
Sicherheitspersonal passiere ich die 
1.Kontra Ile mit Abgleich von Karten¬ 
nummer und dazu gemeldeten Namen. 

In den Gängen schlägt mir der ver¬ 
traute Geruch aus meiner Kindheit 
entgegen. Mein Vater, der als ehemali¬ 
ger politischer KZ-Häftling 1945 hier 
in der Stadtverwaltung Arbeit bekam, 
weil seine angeschlagene Gesundheit 
die Arbeit auf der Werft nicht mehr zu¬ 
ließ, nahm mich oft ins Rathaus mit. 
An seiner Hand habe ich die erste 
abenteuerliche Fahrt mit dem „Pater¬ 
noster“ erlebt. Heute ist der Paterno¬ 
ster stillgelegt und eine weiß-rote 
Schärpe zeugt davon, dass auch er sich 
der Staatsmacht beugen muss. 

Vor dem Ratssaal Taschenkontrolle. 
Mein kleiner harmloser Schirm und 
meine wabbelig weiche Wasserflasche 
platzieren sich zu den schon konfiszier¬ 
ten möglichen Wurfgeschossen auf 
dem Tisch neben dem Eingang der Zu¬ 
schauertribüne. Meinen schweren Fo¬ 
toapparat, der bestimmt hervorragen¬ 
de Flugeigenschaften hat. darf ich mit 
hineinnehmen. Der erste Platz in jeder 
Reihe zum Ausgang hin wird von ei¬ 
nem Polizisten besetzt. So sitze ich also 


neben einen mir riesig erscheinenden 
Polizeibeamten. „Wer ist denn nun ei¬ 
gentlich der NPD Mensch?“, fragt er. 
Ich zoome „Gutsche“ auf meinem Dis¬ 
play des Fotoapparates zu uns herüber. 
„Der mit der Thermoskanne auf dem 
Tisch ganz hinten rechts, im Blitzfeuer¬ 
werk der Journalisten“. „Wegen den 
müssen wir mit 900 (laut KN 750) Be¬ 
amten diesen Rummel veranstalten?“ 
Als Letzter wird der braune Rats¬ 
herr aufgerufen. Von der Tribüne kom¬ 
men Pfiffe. Die Grünen wenden sich 
ab, präsentieren auf ihren Rücken den 
Schriftzug “Vielfalt statt Einfalt“ Auf 
der Tribüne uns gegenüber sitzen die 
Rechten. Man hat uns gezielt getrennt, 
erfahre ich. „Die sehen doch ganz nor¬ 
mal aus“, sagt mein Nachbar. Sein 
Blick schweift nun über unseren Block. 
„Ihr eigentlich auch.“ Ich finde vieles 
so gar nicht normal. 

Die rechte Gewalt ließ in Kiel seit 
dem 15. April die Scheiben klirren: 
Beim Buchladen Zapata und dem Kin¬ 
derladen in der Hansastraße 48, bei 
der Wöhngenossenschaft Dampfziege¬ 
lei in der Wik und der Arbeitsloseni¬ 
nitiative in Gaarden, in der Schwefel¬ 


straße, in dem das Initiativezentrum 
(u.a. die Gegenwindredaktion) behei¬ 
matet ist. Vor der „Alten Meierei“ 
wurden Fahrräder beschädigt und 
Lampen zerstört. Unter Polizeischutz 
feierten Neonazis in der Preetzer 
Straße in Gaarden am 19. April in den 
Geburtstag Hitlers hinein. 

Werfe ich einen Blick aus dem Fen¬ 
ster auf den Rathausplatz, sehe ich die 
Einsatzfahrzeuge dicht an dicht stehen 
und fühle mich im hermetisch abgerie¬ 
gelten Rathaus durch die Sicherheits¬ 
vorkehrungen und zahlreichen Sicher¬ 
heitskräfte innerhalb des Rathauses 
eingekesselt, meiner Bürgerrechte ein¬ 
geschränkt, beraubt. 

Ca. hundert Meter weiter auf den 
Asmus-Bremer Platz stehen Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten seit 
Stunden und protestieren gegen den 
Einzug der NPD ins Kieler Rathaus. 

Unser Protest wird weiter gehen - wir 
geben keine Ruhe. Die Meldung in der 
KN vom 2. Juli, in der es heißt, „Es 
bleibt dabei, Eintrittskarten für den 
Rat“, zeigt, wie nötig es ist, unsere 
Bürgerrechte zu verteidigen. 

Christel Pieper, Kiel 



Unser Fritz Bringmann, einer der letzten noch bekannten Zeitzeugen, eröff- 
nete am 19.Juni 2008 in Lübeck die Ausstellung der 10. Klasse der Willy- 
Brandt-Gesamtschule Lübeck, 

Gestapo-Verhörzellen: 

Konzept für eine Erinnerungsstätte 

im Keller des ehemaligen Polizeipräsidiums, an der auch Fritz mitarbeitete. 

Fritz, einer der letzten noch bekannten Zeitzeugen, wurde dort als junger 
Mann von der Gestapo unmenschlich verhört. 

Die Klasse gewann für diese beeindruckende Ausstellung den Schulwettbe¬ 
werb 2007/2008 „Barrieren abbauen - Grenzen überschreiten 
Fritz wurde Ehrenschüler der Schule und bekam das rote Schul-T-Shirt 
überreicht. 

Die Eröffnung fand regen Zulauf. 

Lore Meimberg 


Ausstellungseröffnung in Lübeck 
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Abschied von 
Gerda Wiehle 

Wir trauern um unsere Kameradin 
Gerda Wiehle, geborene Ivers. Sie ist 
am 1. Mai 2008 im Alter von 86 Jahren 
ruhig eingeschlafen. In einer bewegen¬ 
den Trauerfeier haben mehr als 
100 Teilnehmer in Eckernförde un¬ 
serer Gerda die letzte Ehre erwiesen. 
Neben der großen Familie waren auch 
viele Weggefährtinnen Gerdas, ehe¬ 
malige Klassenkameradinnen, Freund¬ 
innen, Arbeitskollegen, auch Nachba¬ 
rinnen gekommen, um Gerda auf 
ihrem letzten Weg zu begleiten. Unter 
den Trauergästen befanden sich auch 
Kameradinnen und Kameraden der 
WN - Bund der Antifaschisten und 
Mitglieder der DKP. Beiden Organisa¬ 
tionen hatte Gerda viele Jahrzehnte 
die Treue gehalten. 

Horst und Hartmut ließen in ihren 
Trauerreden noch einmal wesentliche 



Stationen aus Gerdas Leben vorüber¬ 
ziehen. 

Gerda gehörte zu den Gründungs¬ 
mitgliedern unserer Landesvereini¬ 


gung Schleswig-Holstein der VVN- 
BdA. Ihr Vater Hermann Ivers wurde 
als Kommunist und Antifaschist von 
den Bütteln des Naziates im Jahre 
1942 umgebracht. Gerda machte es 
sich fortan zur Aufgabe, für eine Ge¬ 
sellschaft zu kämpfen, in der kein Platz 
mehr für Faschismus und Krieg sein 
würde. Immer wieder suchte und fand 
sie Kontakt zu jungen Menschen in 
Schulen und Jugendzentren in Eckern¬ 
förde und Umgebung und berichtete 
als Zeitzeugin von ihren Erfahrungen 
mit dem Naziterror. In ihrer Heimat¬ 
stadt Eckernförde, wo Gerda geboren 
und aufgewachsen war, galt sie als das 
personifizierte antifaschistische Gewis¬ 
sen. 

Die Menschen in Eckernförde und 
nicht nur dort werden sie nicht verges¬ 
sen! 

Wir werden Gerda als warmherzige 
Frau, als Kämpferin für eine Gesell¬ 
schaft ohne Faschismus und Krieg in 
Erinnerung behalten! 


Sommerfest der Jüdischen Gemeinde Bad Segeberg 

Mitglieder der WN-BdA Pinneberg feierten mit 



Ein Bericht in unserer „ar“ vom Sep¬ 
tember vorigen Jahres über die Ein¬ 
weihung der ersten neuen Synagoge 
Schleswig-Holsteins in Bad Segeberg 
nahm die Jüdische Gemeinde zum 
Anlass , die VVN-BdA des Kreises 
Pinneberg zu ihrem Sommerfest einzu¬ 
laden. Viele Kameradinnen und Ka¬ 
meraden zeigten Interesse , und so 
konnten wir mit einem Reisebus nach 
Bad Segeberg fahren. Bei Jazzmusik 
und Souls, u.a. von Abi Wallenstein, 
koscherem Essen und Trinken wurden 
Kontakte geknüpft und Informationen 
ausgetauscht. Außerdem bestand die 
Möglichkeit, die Synagoge in der alten 
Lohmühle am Labowski-Weg zu be¬ 
sichtigen und den eindrucksvollen 
Fortschritt des inneren Ausbaus des 
Gemeindezentrums zu betrachten. 

Günther Wilke, Kreisvorsitzender 
der VVN-BdA im Kreis Pinneberg , 
überreichte bei der Eröffnung des 
Sommerfestes drei Bücher und einen 
finanziellen Beitrag zur Einrichtung ei¬ 
ner Bibliothek. „Der Neubau der Sy¬ 
nagoge und die Errichtung eines Ge¬ 
meindezentrums ist ein Schritt zur 
Wiederherstellung der Normalität“, 
sagte Günther Wilke. Die Geschichte 
der Segeberger Juden reicht bis ins 18. 
Jahrhundert zurück, die erste Synago¬ 
ge der Stadt wurde 1842 eingeweiht. In 
der Reichspogromnacht am 9./10. No¬ 
vember 1938 wurde das alte Gottes¬ 


haus verwüstet, 1962 wurde das Ge¬ 
bäude abgerissen. Die neue Synagoge 
wurde mit einem Kostenaufwand von 
1,6 Millionen Euro errichtet. Viele In¬ 
stitutionen und Einzelpersonen in Bad 
Segeberg und im Land Schleswig-Hol¬ 
stein haben mit größeren oder kleine¬ 
ren Spenden zum Neuaufbau beigetra¬ 
gen. Die heutige Gemeinde öffnet ihr 


Zentrum für die breitere Öffentlich¬ 
keit. 

Nur Neonazis haben auf die Wieder¬ 
herstellung des jüdischen Lebens in 
der Kreisstadt mit antisemitischer Het¬ 
ze reagiert. Die NPD berichtete im In¬ 
ternet stolz über die Verteilung von 
6.000 antisemitischen Flugblättern in 
und um Bad Segeberg. 
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Polizeigewalt öf¬ 
fentlich machen! 

Auf einer Podiumsveranstaltung „29. 
März - Erfolg für wen?“ am 18.6. mit 
Polizeivertretern, Demobeobachtern 
und Vertretern des Bündnisses, schil¬ 
derten Demonstrationsteilnehmerin¬ 
nen und unbeteiligte Bürgerinnen 
über ihre Erlebnisse mit der Polizei auf 
der Demonstration gegen den Na¬ 
ziaufmarsch am 29.3.08. 

Veranstalter war das Bündnis „Wir 
können sie stoppen“ 

Jugendliche, u.A. auch Minderjähri¬ 
ge, berichteten, dass sie, nachdem sie 
von ihrer Sitzblockade abtransportiert 
wurden, sich in einem zugigen Parkge¬ 
bäude nackt ausziehen mussten und 
nach Waffen untersucht wurden. 
Außerdem wurden sie erkennungs¬ 
dienstlich behandelt. 

Bürger berichteten, dass sie an einer 
Brücke, die sie überqueren mussten, 
um zu ihrer Wohnung zu gelangen, mit 
Pfefferspray besprüht wurden. 

Demonstranten berichteten, dass die 
Berliner Polizei brutal gegen sie vor¬ 
ging, obwohl es keinen Anlass gab. 

Ein Lübecker, der mit dänischen Kin¬ 
dern aus Dänemark 
ankam, wurde verbal 
so schlecht behandelt, 
dass die Kinder ganz 
verstört waren. Er 
sprach extra nur dä¬ 
nisch, sodass die Poli¬ 
zei nicht wissen konn¬ 
te, dass er Deutscher 
ist. 

Das waren die gra¬ 
vierendsten Vorwür¬ 
fe. 


Die Polizeivertreter versuchten die 
Vorkommnisse herabzuspielen,und 
machten deutlich, dass die Kollegen 
eben auch Menschen seien, die Fehler 
machen, und dass sie oft von Demon¬ 
stranten beschimpft würden. 

Aufgrund der Fülle von Beschwer¬ 
den mussten sie indirekt zugeben, dass 
einiges nicht korrekt gelaufen ist, aber 
dass man ja da gegen Anzeige erstatten 
könnte. Das wiederum ist schwierig, 
da der Polizist sich nicht zu erkennen 
gibt. Bürger befürchten, dass sie erfah¬ 
rungsgemäß Probleme bekommen, 
wenn sie Anzeige erstatten. 

Gefordert wurde, dass die Demobe¬ 
obachter mehr Spielraum erhalten. 

Es war das erste Mal, dass es gelang, 
zusammen mit Polizeivertretern über 
diese Missstände öffentlich zu disku¬ 
tieren. Das ist neu und könnte ein Weg 
sein, Gewalt auf einer Demonstration 
einzudämmen. 

Beeindruckend war die Aufforde¬ 
rung einer ganz jungen Antifaschistin, 
die die Polizist/innen aufforderte, end¬ 
lich einmal sich zu entschuldigen, 
nachdem sie so viele schlimme Sachen 
gehört hätten. 

Bernd Meimberg WN-BdA 
Lübeck/Lauenbwg 


Kontakt: 

▼ Schleswig-Holstein: Hartmut Büch¬ 
sei, Lusthof 24, 24376 Kappeln 
[wn-bda-sh@t-online .de] 

▼ Kiel: Christel Pieper, 

Lindenstr. 9, 24118 Kiel 
[wn-bda-kiel@gmx.de] 

▼ Flensburg: Ludwig Hecker, 
Schulze-Delitzsch-Str. 44, 

24943 Flensburg 

▼ Neumünster: Heiner Wadle, 

Looper Weg 25, 24536 Neumünster 

▼ Norderstedt: Karin Nieswandt, 
Kastanienweg 5, 22846 Norderstedt 
[snieswandt@wtnet.de] 

▼ Kreis Pinneberg: Günther Wilke, 
Hasenkamp 8, 22880 Wedel 
[guentherwilke@web.de] 

▼ Wedel: Maria Rave, Dorfstr. 9a, 25495 
Kummerfeld 

▼ Barmstedt: Dr. Günther Thiel, 
Meßhorn 38, 25355 Barmstedt 

▼ Rendsburg/Eckernförde: Hartmut 
Büchsei, Lusthof 24, 24376 Kappeln 
[wn-bda-sh@t-online .de] 

▼ Elmshorn: Sonja Stein, 

Saarlandhof 29, 25335 Elmshorn 

▼ Dithmarschen: Klaus Looft, 
Bäckergang 4, 25719 Barlt 

▼ Itzehoe: Volker Blaschke, 

Stormstr. 13, 25524 Itzehoe 
[v.blaschke@web.de] 

▼ Lauenburg/Lübeck: Lore Meimberg, 
Dorfstr. 16, 23898 Sirksfelde 
[lobemeimberg@t-online.de] 

Neofakommission Küste 
[www.kueste.wn-bda.de] 

V.i.S.d.R: Marianne Wilke; Satz und Druck: 
Gesellschaft für Nachrichtenerfassung 
und Nachrichtenverbreitung in Schleswig- 
Holstein und Hamburg, Neuer Kamp 25, 
20359 Hamburg, Tel. 040-43188820 



Die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes-Bund der Antifaschisten e.V. ist die älteste und größte 
antifaschistische Organisation in Deutschland und steht für ein Leben ohne Krieg und Faschismus. 

]] Ich interessiere mich für die Arbeit der WN-BdA. 

Bitte schicken Sie mir Informationsmaterial. 

I I Ich unterstütze die Arbeit der WN-BdA mit einer ein¬ 
maligen/regelmäßigen Spende von. Euro*. 

]] Bitte schicken Sie mir eine Spendenbescheinigung 
I I Ich möchte Mitglied der WN-BdA werden. 


Bitte einsenden an: 

WN-Bund der Antifaschisten e.V. - LV Schleswig-Holstein 

Lindenstr. 9, 241 18 Kiel, Tel.: H. Büchsei, 04642-4736, Fax: M. Wilke, 04103-180200, E-Mail: wn-bda-sh@t-online.de 
* Gemeinnütziges Spendenkonto: WN-Bund der Antifaschisten e.V., VR Bank Flensburg-Schleswig e.G. 

BLZ 216 617 19, KNR 4332970 


Name: 


Adresse: 



WN-BdA 













